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Motivation ist ansteckend
Frauenbund Nur wer selber 
motiviert ist, kann andere 
begeistern. Über 100 Vorstands
mitglieder von regionalen 
Frauengemeinschaften stärk
ten am Dienstagabend ihre 
eigene Motivation und liessen 
Demotivierendes in Flammen 
aufgehen.

«Motiviert Kreise ziehen.» Dieses The
ma stand im Zentrum der diesjährigen 
Vorständeschulung des Luzerner Kan
tonalverbandes des Schweizerischen 
Katholischen Frauenbunds. Unter an
derem nahmen Vorstandsfrauen aus 
Schötz, Hergiswil, Grossdietwil, St. Ur
ban, Ufhusen, Reiden, Willisau, Ettiswil 
oder Altishofen teil.

anderen etwas zutrauen
Die theoretische Einführung durch die 
motivierte Journalistin und Kommu
nikationsfachfrau Carmen Frei war 
kurz und prägnant. Motivation setze 
sich aus verschiedenen Elementen zu
sammen, sagte sie. Ein zentraler Punkt 
sei, anderen etwas zuzutrauen. «Wenn 
Menschen keine Leistungen zugetraut 
werden, bleiben sie hinter ihren Mög
lichkeiten zurück», so Carmen Frei. 

Für Carmen Frei bieten Frauen
gemeinschaften vieles, das zum Mit
machen motiviert. Es gibt aber auch 
Knackpunkte. Einer davon betrifft die 
Wertschätzung – insbesondere in der 
Vorstandsarbeit. Darauf  sollte beson
deres Augenmerk gerichtet werden. 
Denn gestärkte und motivierte Vor
standsfrauen können andere Vereins
mitglieder viel besser motivieren. 

demotivierendes  
geht in Flammen auf
Nach der theoretischen Einführung ar
beiteten die Frauen in Kleingruppen. 
Was motiviert mich? Was demotiviert 
mich? Diese Fragen sorgten für reich
lichen Gesprächsstoff. Im anschliessen
den «Motivationsmarsch» wurden die 
auf  Papier gebrachten, demotivieren
den Aspekte symbolisch verbrannt. 
Stattdessen wurde die Aufmerksamkeit 
auf  die motivierenden Faktoren gelegt. 

Motivationsstärkend erleben die Frau
en beispielsweise «ein gutes Vorstands
team», «positive Rückmeldungen und 
Wertschätzung» oder die Möglichkeit, 
«mit anderen Frauen etwas zu bewir
ken». 

Nach der Veranstaltung war bei den 
Teilnehmerinnen viel Elan zu spüren, 
die Erkenntnisse des Abends in den 
Vereinsalltag zu übertragen und in der 
«FrauenBande» noch motivierender 
wirken zu können. boa

Nein-Komitee  
gegründet
erbSchaFtSSteuer Am 14. Juni 
2015 kommt die Initiative «Millionen
Erbschaften besteuern für unsere AHV 
(Erbschaftssteuerreform)» an die Urne. 
Sie will Erbschaften über 2 Millionen 
Franken und Schenkungen von über 
20 000 Franken pro beschenkter Person 
und Jahr auf  Bundesebene mit einem 
Satz von 20 Prozent besteuern. Ein Lu
zerner Komitee setzt sich für ein Nein 
zu dieser Initiative ein, die voller Risi
ken für Familien, KMU und Kantone 
sei.

Ehepartner und steuerbefreite Or
ganisationen wie Hilfswerke oder Par
teien sind von der Steuer ausgenom
men. Die eigenen Kinder wären aber 
voll steuerpflichtig. Für Unternehmen 
und Landwirtschaftsbetriebe sollen 
nicht definierte Erleichterungen gel
ten, wenn sie mindestens zehn Jahre 
von den Erben weitergeführt werden. 
Die Einnahmen sollen zu einem Drittel 
an die Kantone und zu zwei Dritteln an 
die AHV fliessen.

In den meisten Kantonen wurde die 
direkte Erbschaftssteuer für direkte 
Nachkommen abgeschafft. «Jetzt soll 
sie wieder durch Zwängerei eingeführt 
werden. Erbschaften an die eigenen 
Kinder werden dann gleich besteuert 
wie jene an entfernte Verwandte oder 
Fremde. Das ist ungerecht und wider
spricht dem Verfassungsziel der Fami
lienförderung», schreibt das Luzerner 
NeinKomitee. Das vererbte Geld sei 
zudem bereits zu Lebzeiten als Einkom
men und jedes Jahr als Vermögen ver
steuert worden. Ein drittes Mal soll der 
Staat deshalb nicht mehr zugreifen. 

Rund 80 Prozent der 300 000 Schwei
zer Unternehmen sind in Familienhand. 
Knapp die Hälfte davon wird familien
intern weitergegeben. Der Generatio
nenwechsel sei bereits heute finanzi
ell und emotional herausfordernd. Die 
Erbschaftssteuerinitiative stelle auf
grund der Steuerbelastung für direkte 
Nachkommen eine weitere erhebliche 
Hürde für die Erben dar. «Die Initiative 
verspricht zwar Erleichterungen für die 
Unternehmen, konkrete Zahlen sucht 
man aber im Initiativtext vergeblich», 
schreibt das Komitee.  pd/Wb

www.luzernerkomitee.ch

«Die Initiative löst die Probleme nicht»
PFlegeFinanzierung Die 
Kommission Gesundheit, 
Arbeit und soziale Sicherheit 
(GASK) des Luzerner Kantons
rates lehnt die Initiative «Für 
eine gerechte Aufteilung der 
Pflegefinanzierung» ab. Diese 
biete keine Lösungen für die 
steigenden Kosten in der Pfle
gefinanzierung und schmälere 
die Gemeindeautonomie. 

Der Regierungsrat beantragt dem Kan
tonsrat, die Initiative «Für eine gerech
te Aufteilung der Pflegefinanzierung» 
abzulehnen. Die Initiative fordert eine 

Beteiligung des Kantons von 50 Prozent 
an den Kosten der Pflegefinanzierung. 
Die Initianten argumentieren, dass die 
Pflegefinanzierung für die Gemeinden 
mit 70 Millionen Franken zu fast dop
pelt so hohen jährlichen Mehrkosten 
geführt habe, als dies vom Regierungs
rat bei Erlass des Pflegefinanzierungs
gesetzes dargestellt worden sei.

«nur umverteilung der Kosten, 
keine lösungen»
Die GASK empfiehlt die Initiative 
grossmehrheitlich zur Ablehnung. Die 
Mehrbelastung für die Gemeinden seit 
Erlass des Pflegefinanzierungsgeset
zes würden nicht wie von den Befür
wortern dargestellt rund 70 Millionen, 

sondern lediglich rund 46,5 Millionen 
Franken betragen. Zudem müsste der 
Kanton, wenn er sich zu 50 Prozent an 
den Kosten der Pflegefinanzierung be
teiligt, ein Mitspracherecht erhalten, 
was zur Schmälerung der Gemeindeau
tonomie führen würde. Die regionalen 
Unterschiede könnten so kaum mehr 
berücksichtigt werden. Schlussendlich 
bringe die Initiative nur eine Umvertei
lung der Kosten mit sich und biete kei
ne Lösung für das Problem der steigen
den Kosten der Pflegefinanzierung. Die 
Verteilung der Kosten zwischen Kanton 
und Gemeinden sei in einer Gesamt
schau zu betrachten, was bereits im 
Rahmen der Finanzreform 08 im Jahr 
2012 gemacht wurde. Zudem sei bereits 

wieder eine Aufgaben und Finanzre
form für das Jahr 2018 geplant.

befürworter wollen  
«ein zeichen setzen»
Lediglich eine Minderheit der GASK 
unterstützte das Anliegen der Initian
ten. Sie argumentierte damit, dass man 
mit der Verteilung der Kosten zwischen 
Kanton und Gemeinden nicht einver
standen sei und sich mit dieser Initiati
ve die Möglichkeit biete, diesbezüglich 
ein Zeichen zu setzen.

Die Botschaft wurde anlässlich der 
Sitzung vom 12. Mai unter dem Vorsitz 
von Romy Odoni (FDP, Rain) vorbera
ten und wird voraussichtlich in der Ju
nisession im Kantonsrat behandelt. sk

Ja zum Radio- und 
Fernsehgesetz
Private Stationen Tiefere Abga
ben, mehr Fairness und weniger Büro
kratie: Das revidierte Radio und Fern
sehgesetz (RTVG) sei eine dringend 
nötige Anpassung an den digitalen Me
dienkonsum und stärke die privaten 
Radio und Fernsehstationen. «Die ge
räteunabhängige Abgabe für Haushal
te und Unternehmen ist zeitgemäss und 
fairer als eine geräteabhängige Gebühr, 
die nur die Ehrlichen bezahlen», schrei
ben die Privaten. Das revidierte RTVG 
stärke einerseits die privaten regiona
len Radio und Fernsehveranstalter, 
andererseits auch die Komplementär
radios. Sie erhalten mit dem neuen Ge
setz mehr Geld, das sie dringend für die 
Anpassung an die technologische Ent
wicklung benötigten. Nur mit dem neu
en RTVG ist der Service public in den 
Regionen gesichert. pd/Wb

Was motiviert mich in der Vorstandsarbeit, was demotiviert mich? Die 
 negativen Punkte wurden benannt und danach symbolisch verbrannt. Foto boa

Deutlich mehr 
Firmenpleiten
zentralSchWeiz Während in 
den letzten Jahren die Firmenin
solvenzen in der Zentralschweiz 
stets sanken, stiegen sie nun erst
mals wieder an. Total meldeten 180 
Betriebe Insolvenz an, 34 Prozent 
mehr als 2014. Besonders stark war 
die Zunahme in den Kantonen Zug, 
Schwyz und Luzern. In Zug stieg 
die Zahl der Insolvenzfälle auf  71 
(+29), in Luzern auf  58 (+9) und 
in Schwyz auf  39 (+15). Im Kanton 
Uri gab es drei Pleiten gegenüber 
zwei im Vorjahr. Zu einer Abnah
me kam es hingegen in Obwalden 
(3; 6) und Nidwalden (6; 2).

Besonders von mehr Pleiten be
troffen waren der Gross und Ein
zelhandel, das Gastgewerbe und 
Informatikdienstleistungen. Ein 
Grund könnte die Aufhebung des 
EuroMindestkurses sein, wie ein 
BisnodeSprecher auf  Anfrage sag
te. Insbesondere der Einzelhandel 
und das Gastgewerbe seien stark 
vom EuroFrankenWechselkurs 
abhängig.

Gleichzeitig wurden in der Zent
ralschweiz zurückhaltender neue 
Firmen gegründet. Von Januar 
bis April wurden 1779 neue Unter
nehmen ins Handelsregister einge
tragen. Im Vorjahr waren es fünf  
Prozent mehr gewesen, nämlich 
1880. Am meisten Neugründun
gen zählte trotz Rückgang Luzern 
mit 607 (10) Betrieben, gefolgt von 
Zug (600; 76) und Schwyz (375; 36). 
Über eine Zunahme an Neugrün
dungen hingegen freuen durften 
sich Nidwalden und Uri. sda
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Danke für die 
Unterstützung.

Paul Winiker

Pferdestatuetten aus weissem Ton
SurSee Heute Samstag findet 
in Sursee der «Tag der Denk
malpflege und Archäologie» 
statt. Dabei werden die Ausgra
bung des römischen Friedhofs 
am Vierherrenplatz und der 
Abschluss der Restaurierung 
des alten Rathauses der Öffent
lichkeit vorgestellt. 

Beim «Tag der Denkmalpflege und Ar
chäologie» können die Ausgrabung des 
römischen Friedhofs am Vierherren
platz und das restaurierte alte Rathaus 
öffentlich besichtigt werden. Angebo
ten werden Führungen und aktuelle In
formationen zu den Ausgrabungen und 
zur Restaurierung

vor wenigen tagen entdeckt: 
Pferdestatuetten aus weissem ton
Die römischen Brandgräber vom Vier
herrenplatz Sursee enthalten zahlrei
che Beigaben, die teils mit dem Leich
nam auf  dem Scheiterhaufen verbrannt 
oder auch direkt in die Grabgrube ge
legt worden sind. Als Beigaben fan
den vor allem Nahrungsmittel, per

sönliche Gegenstände sowie Objekte 
mit einer symbolischen oder rituellen 
Funktion Verwendung. Zur letzten Ka
tegorie zählen die vor wenigen Tagen 
entdeckten Pferdestatuetten aus weis
sem Ton (Datierung: 2.–3. Jh. n. Chr.). 
Die schöne handwerkliche Qualität und 
der Umstand, dass es sich um ein sel
tenes Doppelgespann handelt, belegen 
in Verbindung mit den anderen, quali
tativ hochstehenden Grabbeigaben den 
gehobenen sozialen Status des oder der 
Verstorbenen. Das Fundstück kann am 
«Tag der Denkmalpflege und Archäolo
gie» besichtigt werden.

heute besichtigung
In Sursee sind derzeit gleich zwei gros
se Projekte der Denkmalpflege und Ar
chäologie im Gang: die Ausgrabung 
des römischen Friedhofs am Vierher
renplatz und der Abschluss der Re
staurierung des alten Rathauses am 
Rathausplatz 3. Für die Öffentlichkeit 
besteht heute Samstag, 16. Mai, zwi
schen 11.00 und 16.00 Uhr, am «Tag 
der Denkmalpflege und Archäologie in 
Sursee» die Möglichkeit, einen span
nenden Einblick in diese Arbeiten zu 
erhalten. skDas Pferdegespann in Fundlage vor der Urne. Foto zvg


